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Kreis Lippe 
 
106 Bekanntmachung der Entscheidung über die 

Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeits-
prüfung (standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - ) für 
die Errichtung und den Betrieb einer Verbren-
nungsmototanlage zur Erzeugung von Strom 
mit Gaserzeugung (Biogasanlage) in 32816 
Schieder-Schwalenberg, Gemarkung Ruen-
siek, Flur 1, Flurstück 8. 

 
Immissionsschutz 
 
Die Firma Biogas Lothe GmbH & Co. KG, hier vertreten 
durch die Landwirte Herr Nesemeier und Herr Kohlbrei, 
beantragt die Genehmigung gemäß §§ 4/16/19 des Bun-
des- Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errich-
tung und den Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage mit 
Gaserzeugung für den Einsatz von Biogas (Biogasanlage) 
mit einer elektrischen Leistung von 750 kW an dem Stand-
ort in 32816 Schieder-Schwalenberg, Steinheimer Straße 
8, Gemarkung Ruensiek, Flur 1, Flurstück 8. 
 
Die Verbrennungsmotoranlage ist in der Anlage 1 (Liste der 
UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.3.2 
Spalte 2 als Anlage genannt, für die im Rahmen einer 
standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls nach 
§ 3c Abs. 1 Satz 2 des UVPG zu prüfen ist, ob nach den in 
der Anlage 2 Nr. 2 UVPG aufgeführten Schutzkriterien er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien zum Standort des 
Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Im Auftrag 
 
 
B. Gutowski 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
107 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur inter-

kommunalen Zusammenarbeit im Bereich des 
kommunalen Rechtswesens zwischen der 
Stadt Oerlinghausen und dem Kreis Lippe 

 
Auf die im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 
ausgegeben am 25. Februar 2013, Nr. 9 (ABl.Reg.Dt. 
2013, S. 66 ff.), bekanntgemachte öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung zur interkommunalen Zusammenarbeit im Be-
reich des kommunalen Rechtswesens zwischen der Stadt 
Oerlinghausen und dem Kreis Lippe wird gem. 24 Abs. 3 
Satz 2 GkG NRW hingewiesen. 
 
Detmold, den 8.03.2013 
 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
9.2.1 Revision/Recht 
Im Auftrag 
Thomas Wolf-Hegerbekermeier  
 
Stadt Oerlinghausen 
Die Bürgermeisterin 
Dr. Ursula Herbort 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
108 20. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren 

Landschaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 20. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 10.04.2013, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Sitzungszimmer Kaunas, Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
Detmold, 11.03.2013 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Hans-Dieter Wiesemann 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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109 Schau der Gewässer II. Ordnung im 

Kreis Lippe 
 
Gemäß § 121 und 122  des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG ) vom 
25.06.1995 ( GV NRW S. 926 ) in der zur Zeit gültigen 
Fassung  führt der Kreis Lippe als untere Wasserbehörde 
die Gewässerschau an folgenden fließenden Gewässern 
durch. 
 
In der Zeit vom 09.04. – 30.04. 2013 werden folgende Ge-
wässer geschaut: 
 

Gewässer Kommune 
Länge 

Tag/Uhrzeit Treffpunkt 
 

Bega in Dörentrup 
vom Ortsteil Bega 

bis Kläranlage 
Dörentrup 

Dörentrup 
10,5 km 

Di  09.04.2013 
9.00 Uhr 

Dörentrup-
Bega, Katz-
hagen bei 
der Kirche 

Bexterbach von 
Gewerbegebiet 

Maikamp bis Ein-
mündung in die 

Werre 

Bad Salzuflen 
5,6 km 

Do 11.04.2013 
9.00 Uhr 

Lockhausen, 
Am Hassel-
bruch Ecke 

Altenhagener 
Str. 

Niese, Hammel-
bach und Biester-
felder Bach Ober-

läufe 

Lügde 
8,0 km 

Di 16.04.2013 
9.00 Uhr 

Parkplatz 
Friedhof Nie-

se, Köter-
bergstr. Ecke 
Am Hahnen-

klau 
Silberbach von 

Veldrom bis Heu-
bach an der Stadt-

grenze 

Horn-Bad 
Meinberg 
10,5 km 

Di 23.04.2013 
9.00 Uhr 

Veldrom, 
Parkplatz 
Friedhof, 
Heinrich-

Schacht-Weg 
Furlbach Gingweg 

bis Gemeinde-
grenze 

Augustdorf 
3,5 km 

Di 30.04.2013 
9.00 Uhr 

Augustdorf, 
Gingweg 

Ecke Wald-
straße 

 
Die Schautermine werden hiermit gem. § 121 Abs. 2 LWG 
öffentlich bekanntgegeben. Den Unterhaltungspflichtigen, 
den Eigentümern, den Anliegern, den zur Benutzung der 
Gewässer Berechtigten, den Fischereiberechtigten und der 
unteren Landschaftsbehörde wird Gelegenheit zur Teil-
nahme an den Schauterminen und zur Äußerung gegeben. 
 
Im Auftrag 
 
 
Kuhlemann 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
110 Allgemeinverfügung zur Bestimmung des 

Fahrwegs für die Beförderung von gefährli-
chen Gütern nach § 35 Abs. 3 GGVSEB im Be-
reich des Kreises Lippe 

 
Gemäß § 35 Abs. 3 Satz 2 der Verordnung über die inner-
staatliche und grenzüberschreitende Beförderung gefährli-
cher Güter auf  der Straße mit Eisenbahnen und auf Bin-
nengewässern (Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn 
und Binnenschifffahrt - GGVSEB in der jeweils geltenden 
Fassung wird hiermit bestimmt: 
 
1. Anwendungsbereich 
 
 Diese Allgemeinverfügung gilt für  
 
1.1. die in der Anlage 1 Nr. 4 GGVSEB genannten ent-

zündbaren flüssigen Stoffe der Klasse 3 sowie 
 

1.2. den in der Anlage 1 Nr. 2 Tabelle 2.1 aufgeführten 
Stoff der Klasse 2, UN 1965 Kohlenwasserstoffgas, 
Gemisch, Verflüssigt, N.A.G. (Gemisch A, A 01, A 02, 
A 0, A 1, B 1, B 2, B oder C) 

 
2. Fahrweg 
 
2.1. Allgemeines 

Fahrweg sind die zu dem Positivnetz nach Nummer 
2.2 zählenden Straßen und, soweit erforderlich, die 
geeigneten Straßen nach Nummer 2.4. 

 Ausgeschlossen als Fahrweg sind Straßen des Nega-
tivnetzes nach Nummer 2.3. 

 
2.2. Positivnetz 

Zum Positivnetz zählen  
- die in der Anlage aufgeführten Straßen  
- die in der jeweils am 01. Juli eines jeden Jahres gül-

tigen Fassung 
 
2.3. Negativnetz 

Zum Negativnetz zählen  
- die nicht zum Positivnetz gehörenden Straßen. 
Unberührt bleiben die mit dem Zeichen 261 StVO o-
der mit anderen Fahrverbotszeiten nach StVO ge-
kennzeichneten Straßen. 

 
2.4 Fahrweg außerhalb des Positivnetzes 

Soweit die Be- oder Entladestelle auf Strecken des 
Positivnetzes nicht erreicht werden kann, soll der 
Fahrweg über den kürzesten geeigneten Fahrweg 
führen. Hierbei sind möglichst Vorfahrtstraßen zu be-
nutzen. Innerhalb des Negativnetzes ist  eine Einzel-
fahrwegregelung bei den zuständigen Straßenver-
kehrsbehörde einzuholen. Ist der Beförderer bzw. der 
Fahrer über die Eignung dieser Straße im Zweifel, 
muss die zuständige Straßenverkehrsbehörden be-
fragt werden. 

 
2.5 Autohöfe 

Soweit Autohöfe auf Strecken des Positivnetzes nicht 
erreicht werden können, soll der Fahrweg über den 
kürzesten geeigneten Fahrweg führen. Hierbei sind 
möglichst  Vorfahrtstraßen zu benutzen.  
Innerhalb des Negativnetzes bedarf es keiner Einzel-
fahrwegregelung durch die zuständige Straßenver-
kehrsbehörde.  
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3. Benutzung des Fahrweges 
 
 Für die Fahrt von der Beladestelle zu der der Belade-

stelle nächstgelegenen Autobahn-Anschlussstelle 
sowie von der der Entladestelle nächstgelegenen Au-
tobahn-Anschlussstelle zu der Entladestelle sind 
grundsätzlich die Straßen des Positivnetzes (Nummer 
2.2) zu benutzen. Dabei gilt der Grundsatz, dass der 
kürzeste geeignete Fahrweg zu benutzen ist. Soweit 
geschlossene Ortschaften über Umgehungsstraßen 
umfahren werden können, sind diese zu benutzen.  

 
4. Beschreibung des Fahrwegs für den Fahrzeugfüh-

rer 
 
4.1. Beschreibung des Fahrweges 

Der Beförderer oder eine von ihm beauftragte Person 
hat den Fahrweg, nach dieser Allgemeinverfügung, 
z. B. durch farbliche Kennzeichnung in übersichtliche 
qualifizierte Straßenkarten oder durch eine Auflistung 
der Straßen, in der Reihenfolge ihrer Benutzung, 
schriftlich zu beschreiben.  

 
4.2. Mitführungspflicht 

Der Fahrzeugführer hat eine Kopie dieser Allgemein-
verfügung incl. ihrer Anlagen und die Fahrwegbe-
schreibung während der Fahrt mitzuführen. Der Fahr-
zeugführer ist durch den Beförderer in die Allgemein-
verfügung und den Gebrauch der Fahrwegbeschrei-
bung vor jeder Beförderung einzuweisen. 

 
4.3. Abweichungen aus unvorhergesehenen Gründen 

Muss der Fahrzeugführer aus unvorhergesehenen 
Gründen von dem beschriebenen Fahrweg abwei-
chen, so hat er unverzüglich nach Erreichen einer ge-
eigneten Haltemöglichkeit den von der festgelegten 
Fahrwegbeschreibung abweichenden Fahrweg in die 
Fahrwegbeschreibung einzutragen.  
Muss der Fahrzeugführer aus betrieblichen Gründen 
vom festgelegten Fahrweg abweichen, ist ihm vor ei-
ner Weiterfahrt vom Beförderer ein neuer Fahrauftrag 
mit geändertem Fahrweg zu übermitteln. Absatz 1 gilt 
entsprechend. 

 
5. Übergangsregelungen an den Landesgrenzen 

Bei Beförderungen aus dem Ausland oder einem an-
deren Bundesland ist ab Landesgrenze das Positiv-
netz (Nummer 2.2), gegebenenfalls auf dem kürzes-
ten Wege auf sonstig geeigneten Straßen (Num-
mer 2.4), anzufahren.  

 
6. Ordnungswidrigkeiten  

Verstöße des Beförderers und Fahrzeugführers ge-
gen die Pflichten aus dieser Allgemeinverfügung kön-
nen gemäß § 37 GGVSEB Abs. 1 GGVSEB als Ord-
nungswidrigketen geahndet werden.  

 
7. Inkrafttreten 

Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbe-
halt des jederzeitigen  Widerrufs und tritt am 01. Juli 
2012 in Kraft. Die Allgemeinverfügung von 2011 wird 
widerrufen. 

 
 
 
 
 
 

 
8. Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königswall 8, schriftlich einzureichen oder 
dort zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle des Gerichts zu erklären. Falls die Frist 
durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmäch-
tigten versäumt werden sollte, würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden.   

 
9. Bezugsquelle 

 
Die komplette Gefahrgutkarten -CD für NRW ist aus-
schließlich beim Landesbetrieb Straßenbau, Fachcen-
ter Vermessung/Straßeninformationssysteme (FCVS), 
Deutz – Kalker - Str. 18-26, 50679 Köln, oder unter 
kundenbuero.fcvs@strassen.nrw.de  gegen eine Ge-
bühr von derzeit 20,00 € zu beziehen. 

 
Detmold, 05.03.2013 
 
2.2 29 71 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
 
(Friedel Heuwinkel) 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
111 Beförderung gefährlicher Güter nach 

§ 35 GGVSEB auf Straßen im Kreis Lippe 
(Stand   03/2013) 

 
Das Gefahrgutgrundnetz umfasst folgende Stra-
ßen/Straßenabschnitte, die jeweils in beiden Richtungen 
befahren werden dürfen: 
 
Bundesstraßen 
 
B 1 
B 66 
B 238 
B 238n (Westumgehung Lemgo)  
B 239 
B 252 
B 514 
B 66n (Südumgehung Lemgo)  
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Landesstraßen 
 
L 535 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lippe/Herford 
L 614 von Schieder bis Kreisgrenze Lippe/Landkreis 

Hameln-Pyrmont (Niedersachsen) ( Neuer Tun-
nel )  

L 616 ab OD Stadt Horn ( Ab Bahnübergang) bis K 94 
 ( B 1 – Zubringer) 
L 712 (alt) von Kreisgrenze Herford/Lippe bis Blomberg 
L 712 n von Bad Salzuflen bis Ausbauende 
L 751 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lip-

pe/Gütersloh 
L 758 von Barntrup bis Kreisgrenze Lippe/Landkreis 

Schaumburg (Niedersachsen) und von Keis-
grenze Gütersloh/Lippe bis Detmold 

L 772 von der B 239 bis zur L 712 
L 805 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lippe/Herford 
L 827 von Schwalenberg bis Kreisgrenze Lip-

pe/Landkreis Holzminden (Niedersachsen) 
L 828 von Heiligenkirchen bis zur B 1 (Auf- bzw. Ab-

fahrt Altenbekener Straße)  
 und bis zur Einmündung Straße „Am Potthof“  
L 861 von der K 12 bei Harkemissen bis Lüdenhausen 
 und 
L 861 von der L 758 bis Tankstelle in Bösingfeld 
L 886 von Wöbbel bis Schwalenberg 
L 937 von Detmold bis Heiligenkirchen 
L 941 von B 66  bis Tankstelle in Brake 
L 942 von der K 47 (Kreisgrenze Gütersloh / Lippe ) 

bis zur L 758 
L 944 von Lage bis Pivitsheide, K 13 
L 945 von der B 66 bis zur L 758 und 
L 945 von der B 239 bis L 758 
L 946 von Rischenau bis L 614 
L 947 von der B 1 bis Kreisgrenze Lippe/Hameln-

Pyrmont (Nieders.) 
L 948 von der L 886 bis Firma Phoenix Contact 

GmbH & Co. KG  
L 954 von der B 239 bis zur Einmündung Straße „ 

Hessenring“ 
und von der B 1 ( Auf – bzw. Abfahrt Leopold-
staler Straße) bis zur Kreisgrenze Lippe/Höxter 

L 958 von Lemgo bis Matorf 
L 958 von Kirchheide bis Abzweig Istorf 
L 961 von der B 66 bis Spork 
L 967 von der B 66 bis zum Bahnübergang in Helpup 
 und 
L 967 von der B 66 bis zur Einmündung Flurstr 
L 968 von der L 712 bis Lieme 
L 968  von L 936 bis Einmündung K 25 
 
Kreisstraßen 
 
K 4 von B 239 bis Kreisgrenze 
K 5 von der K 9 bis B 66 
K 5 von Lockhausen bis L 805 
K 9 von Billinghausen bis K 5 
K 12 von der Kreisgrenze Herford/Lippe bis Harke-

missen  
K 13 von der L 758 bis Tankstelle 
K 23 von der L 751 bis Kreisgrenze 
K 30 von B 239 bis K 5 
K 34 von Matorf bis Kirchheide 
K 47 von Kreisgrenze Gütersloh bis L 942 
K 64 von Landesgrenze Niedersachsen bis L 614 

(Emmerauentunnel) 
K 66 von L 946 bis Sabbenhausen 
K 78 von der L 712 bis Brüntrup 

 
K 83 von der L 712(alt) bis Abzweig Maßbrucher Weg  
 (redaktionelle Information: K 83 soll angestuft 

werden, dann ggf. LKW-Durchfahrtsverbot)  
K 83 von der B 66 bis Abzweig Industriestraße 
K 89 von der K 90 bis Mosebeck 
K 90 aufgestuft jetzt B 239 
K 93  von der B 239 bis zur Einmündung Straße“ Hes-

senring“ 
K 95 OD Schlangen 
 
Gemeindestraßen 
 
Augustdorf   GFM-Rommel-Straße 
 Imkerweg 
 Industriestraße 
 Pivitsheider Straße ab GFM-Rommel-

Straße bis zur Tankstelle 
 Nord-West-Ring 
 
Bad Salzuflen  Alte Landstraße 
 Im Weingarten 
 Lagesche Straße 
 Lemgoer Straße (soweit nicht bereits 

als L 712 erfast) 
 Lohheide von der B 239 bis Bauge-

sellschaft Weege 
 Max-Planck-Straße 
 Hoffmannstraße 
 Schlossstrasse 
 Oerlinghauser Straße (zwischen 

L 712n und Asper Straße ) 
 Leopoldshöher Strasse (von der 

L 712n kommend bis Firma Dachser) 
 Thomas-Dachser-Straße (von der Le-

opldshöher Straße kommend bis Fir-
ma Dachser) 

 
Barntrup  Im Wied 
 Südstraße 
 
Detmold Am Gelskamp 
 Bahnhofstraße zwischen B 239 und 

Hermannstraße 
 Georgstraße 
 Hansaweg 
 Klingenbergstraße (Nordring) 
 Siegfriedstraße von der Einmündung 

Sylbeckestraße bis B 239 (Nordring) 
Sylbeckestraße 

 
Dörentrup Industriestraße 
 
Horn-Bad Meinberg Carl-Zeiss-Straße 
 Hessenring 
 Siemensstraße 
 Steinheimer Straße (vom Einmün-

dungsbereich Hessenring bis OD 
Stadt Horn Beginn L 616 / L 823)  

 Daimlerstraße 
 Industriestraße - Nord 
 
Lage  Elisabethstraße von Triftstraße bis zur 
 Molkerei 
 Industriestraße 
 Ostring 
 Triftenstraße 
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Lemgo   Am Bauhof 

Am Wasserturm 
Isringhausen - Ring (Westring) 
Braker Weg 
Detmolder Weg 
Herforder Straße (soweit nicht bereits 
als L 712 oder B 66/B 238 erfasst) 
Maßbrucher Weg von der K 83 bis 
Firma Kerkhoff 
Liemer Weg  zw. Isringhausen – Ring 
/ Einfahrt Trifte 
Von B 238 Beverly-Straße, Vando-
euvre-Straße 
Trophagener Weg bis Tankstellen 
Steinweg  
Lagesche Straße von Isringhausen-
Ring nach Westen  
bis Tankstelle 
Lagesche Straße von Isringhausen-
Ring bis Trophagener Weg 
Lagesche Str. von B 238 bis Tankstel-
len Steinweg  
von Herforder Straße bis Tankstellen  

 
Oerlinghausen Hellweg von der L 751 bis zum Stu-

kenbrocker Weg (vom Hellweg bis 
Flugplatz ) 
Robert-Hanning-Straße von der L 751 
bis Stukenbrocker Weg 
Stukenbrocker Weg ( von Robert-
Hanning-Str. bis Tankstelle ) 

 
Schlangen  Detmolder Straße 

Paderborner Straße (soweit nicht be-
reits als K 95 erfasst) 

 
Kalletal   Rintelner Straße  
  (Firma Auto-Olli GmbH sowie Firma 

Stefan Hankemeier) 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr und Verkehrssicherheit –  
2.2 29 71 
 
 
gez. Matthias Festing 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
112 Planfeststellungsverfahren für den Ausbau 

des Knotenpunktes L 712n/L 751 teilplanfrei in 
der Gemarkung Wülfer-Bexten der Stadt Bad 
Salzuflen 

 
einschließlich 

 
• des Überführungsbauwerks der L 751 über die 

L 712n 
• der Anbindung der L 712n an die L 751 mittels 

zweier Kreisverkehrsplätze und Zubringerrampen 
• der Anlage von Kompensationsmaßnahmen ein-

schließlich Folgemaßnahmen und Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

• der hiermit im Zusammenhang stehenden übrigen 
Änderungen am bestehenden Straßen,- Wege- 
und Gewässernetz und Anlagen Dritter  

 
auf dem Gebiet der Stadt Bad Salzuflen 
Gemarkung Wülfer-Bexten Flur 10 
 
Ausgelegt werden auch die folgenden Untersuchungen 
 

• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
Kortemeier & Brokmann, Landschaftsarchitekten, 
16.12.2011 

• Faunistische Untersuchungen 
Arbeitsgemeinschaft Biotopkartierung, Dezember 
2011. 

 
Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen hat für 
das o.a. Bauvorhaben beantragt, das Planfeststellungsver-
fahren durchzuführen. Der Plan (Zeichnungen und Erläute-
rungen) liegt in der Zeit vom 08.04.2013 bis 07.05.2013 im  

 
Rathaus der Stadt Bad Salzuflen 
Fachdienst Stadtplanung und Umwelt 
Zimmer 6.1  
Rudolf-Brandes-Allee 19 
32105 Bad Salzuflen 

 
während der Dienststunden  
 
Montag bis  
Mittwoch von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Donnerstag von 08.00 Uhr bis 17.30 Uhr 
Freitag  von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1. Jeder kann bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf 

der Auslegungsfrist, das ist bis zum 21.05.2013, bei 
der 
 
Bezirksregierung Detmold 
Raum D 123 (Herr Hansmann) 
Leopoldstr. 15 
32756 Detmold 
 
oder bei der 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Anschrift s.o. 
 
Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur 
Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den 
geltend gemachten Belang und das Maß seiner Be-
troffenheit erkennen lassen. 
 
Nach Ablauf der vorgenannten Frist sind Einwendun-
gen gegen den Plan ausgeschlossen (§ 39 Abs. 3a 
Satz 1 StrWG NRW).  
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftenlisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht wer-
den (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen und Anschrift als Vertreter der übrigen Unter-
zeichner zu bezeichnen. Andernfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der 
Benachrichtigung der nach § 3 Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz bzw. den Vorgängervorschriften 
(vgl. § 5 Abs. 2 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz) aner-
kannten Naturschutzvereinigungen von der Ausle-
gung des Plans. 
 

3. Werden Einwendungen rechtzeitig erhoben, so trifft 
die Bezirksregierung eine Entscheidung darüber, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Dieser wür-
de dann ortsüblich bekanntgemacht. Nach § 39 
Abs. 2b Satz 3 StrWG NRW kann bei einer Änderung 
einer Landesstraße jedoch auch von einer Erörterung 
abgesehen werden.  
 
Diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben 
haben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der 
Vertreter, werden – sollte ein Erörterungstermin 
durchgeführt werden – hiervon gesondert benachrich-
tigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzuneh-
men, so können sie durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden. 
 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist mög-
lich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde zu geben ist. 
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungs-
termin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das 
Anhörungsverfahren ist mit dem Schluss des Erörte-
rungstermins beendet. Der Erörterungstermin ist nicht 
öffentlich. 
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4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-

bung von Einwendungen, Teilnahme am Erörterungs-
termin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 
 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in 
der Planfeststellung dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, son-
dern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren 
behandelt. 
 

6. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbe-
hörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
 

7. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die 
Anbaubeschränkungen nach § 25 Abs. 3 
StrWG NRW und die Veränderungssperre nach 
§ 40 StrWG NRW in Kraft. Darüber hinaus steht ab 
diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein 
Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen 
zu (§ 40 Abs. 4 StrWG NRW). 

 
Stadt Bad Salzuflen, den 05.03.2013 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
113 Aufzulegende Vorschlagsliste zur Wahl der 

Jugendschöffen der Amtsperiode 2014/2014 
 
Nach § 35 Jugendgerichtsgesetz (JGG) in der jeweils gülti-
gen Fassung werden die Jugendschöffen auf Vorschlag 
des Jugendhilfeausschusses für die Dauer von vier Ge-
schäftsjahren von dem in § 40 des Gerichtsverfassungsge-
richtes (GVG) vorgesehenen Ausschuss gewählt. 
 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Bad Salzuflen hat in 
seiner Sitzung am 07. März 2013 insgesamt zehn Perso-
nen als Jugendschöffen für die Jugendkammer beim Land-
gericht Detmold bzw. das Jugendschöffengericht beim 
Amtsgericht Lemgo vorgeschlagen. Die Vorschlagsliste ist 
im Jugendamt der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-
Allee 19, 3. Etage, Zimmer 3.25 
 

vom 28. März bis 12. April 2013 
 
gemäß § 35 Absatz 3 JGG zu jedermanns Einsicht aufge-
legt. 
 
Das Jugendamt ist montags, dienstags und mittwochs in 
der Zeit vom 8:00 bis 16:00 Uhr, donnerstags von 08:00 bis 
17:30 Uhr und freitags von 8:00 bis 12:00 Uhr geöffnet. 
 
Gegen die Vorschlagsliste kann binnen einer Woche, ge-
rechnet vom Ende der Auflegungsfrist schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift mit der Begründung Einspruch 
erhoben werden, dass in der Liste Personen aufgenommen 
sind, die nach den §§ 32, 33 und 34 GVG nicht aufgenom-
men werden durften oder aufgenommen werden sollten. 
 

 
Über die Einsprüche gegen die Vorschlagsliste entscheidet 
der Schöffenwahlausschuss gemäß § 35 Absatz 4 JGG in 
Verbindung mit § 40 GVG. 
 
Der Zeitpunkt der Auflegung ist hiermit öffentlich bekannt-
gemacht.  
 
Bad Salzuflen, den 11. März 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
Jugendamt 
32105 Bad Salzuflen 
 
Im Auftrag: 
 
 
C. Knappert 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
114 Hinweis auf das Widerspruchsrecht und auf 

das Erfordernis der Einwilligung gegen bzw. 
für die Datenübermittlung aus dem Melderegis-
ter (§ 35 Abs. 6 Meldegesetz NRW - MG NRW) 

 
Die Stadt Bad Salzuflen als Meldebehörde ist gemäß § 35 
des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Meldegesetz NRW  -  MG NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. September 1997 (GV. NRW 
S. 332), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
05.04.2005 (GV.NRW S. 263), berechtigt, 
 
• Auskunft über Namen und Anschriften von Wahlberech-

tigen an Parteien und Wähler gruppen im Zusammen-
hang mit Parlaments- und Kommunalwahlen innerhalb 
von 6 Monaten vor einer Wahl zu erteilen 

 
• Auskünfte im Zusammenhang mit Volksbegehren, 

Volksentscheiden und Bürgerentscheiden an Antrag-
steller und Parteien zu erteilen 

 
• Auskünfte an private Dritte über das Internet 
 
Sie haben das Recht, der Weitergabe Ihrer Daten zu 
widersprechen. 
 
Bitte geben Sie in Ihrem Widerspruch an, welche der oben 
aufgeführten Datenübermittlungen Sie nicht wünschen. 
 
Einwilligung zur Datenübermittlung über Alters- und Eheju-
biläen ( § 35 Abs. 3 MG NRW) und Aufnahme in ein Ad-
ressbuch ( § 35 Abs. 4 MG NRW) 
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Die Weitergabe von Daten ist nur dann zulässig, wenn 
der Betroffene zuvor schriftlich eingewilligt hat. 
 
Ein Widerspruch gegen bzw. die Einwilligung zur vorge-
nannten Datenübermittlung kann entweder direkt bei der 
Bürgerberatung der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen, eingelegt bzw. er-
teilt werden oder ist schriftlich an die 
 
 Stadt Bad Salzuflen 
 - Bürgerberatung - 
 32102 Bad Salzuflen 
 
zu richten. 
 
Vordrucke für die verschiedenen Widerspruchsrechte ge-
gen Datenübermittlungen aus dem Melderegister und Ein-
willigungserklärungen sind in der Bürgerberatung (Rathaus, 
Rudolph-Brandes-Allee 19, Erdgeschoß) erhältlich. 
 
Der Widerspruch muß spätestens  
- 6 Monate vor einer Wahl / einem Volksbegehren / 

Volksentscheid, 
Die Einwilligung spätestens  
- 3 Monate vor einem Alters- oder Ehejubiläum  
- 10 Monate vor Herausgabe eines Adressbuches 
bei der Meldebehörde eingegangen sein. 
 
Der Widerspruch bzw. die Einwilligung bleibt bis auf 
Widerruf gültig. 
 
Bad Salzuflen, d. 12.03.2013 
 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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Stadt Barntrup 
 
115 Bekanntmachung der Auslegung des Entwurfs 

der Haushaltssatzung mit Haushaltsbuch und 
Anlagen der Stadt Barntrup für das Haushalts-
jahr 2013 

 
Gemäß § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen, in der zurzeit geltenden Fassung, 
wird bekanntgegeben, dass der Entwurf der Haushaltssat-
zung mit Haushaltsbuch und Anlagen für das Haushaltsjahr 
2013 für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rat wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten (montags von 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 17.00 Uhr,  
dienstags – donnerstags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr – 15.30 Uhr, freitags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) 
im Rathaus, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 13, zur Einsicht-
nahme öffentlich ausliegt. 
 
Einwendungen können Einwohner oder Abgabepflichtige in 
der Zeit vom  

26.03.2013 – 16.04.2013 
 
bei der Stadt Barntrup, Finanzabteilung, Rathaus, Mittel-
straße 38, 32683 Barntrup, während der Dienststunden 
schriftlich oder mündlich zu Protokoll geben. Über die Ein-
wendungen entscheidet der Rat in öffentlicher Sitzung.   
 
Barntrup, den 06.03.2013 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
116 Wahlausschuss für die Kommunalwahl 2014 
 
Für die im Jahre 2014 stattfindende Wahl zur Gemeinde-
vertretung für die Stadt Barntrup hat der Rat der Stadt 
Barntrup in seiner 21. öffentlichen Sitzung am 
05. März 2013 gem. § 2 Abs. 3 Kommunalwahlgesetz 
(KWahlG) in Verbindung mit §§ 1 und 6 Kommunalwahl-
ordnung (KWahlO) folgende Personen zu Beisitzern/ Bei-
sitzerinnen bzw. zu Stellvertretern/Stellvertreterinnen des 
Wahlausschusses gewählt: 
 
Beisitzer/In:   Stellvertreter/In               
 
Albert, Adolf  Müller, Jürgen 
 
Friedrich, Hardy  Dubbert, Ulrike 
 
Noltemeier, Ernst  Peix, Dieter 
 
Rodewald-Tölle, Jobst-Dieter  Reil, Caroline 
 
Stammeier, Herbert  von Borck, Andreas 
 
Waltermann, Christel  Waltermann, Henning 
 
 
 
 

 
Gem. § 6 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung in der zurzeit 
geltenden Fassung werden die Namen der Beisitzer des 
Wahlausschusses und ihrer Stellvertreter hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Barntrup, den 7 März 2013 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
für die Stadt Barntrup  
 
 
Dahle 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
117 1. Satzung vom 21. März 2013 zur Änderung 

der Hauptsatzung der Stadt Barntrup vom 
12. November 2009 

 
Präambel 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 
Satz 2 Bstb. f der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 ff.) in der zurzeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Stadt Barntrup in seiner Sitzung 
am 05. März 2013 folgende 1. Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung der Stadt Barntrup vom 12. November 2009 
beschlossen:  
 

§ 1 
Die Hauptsatzung der Stadt Barntrup vom 12. Novem-

ber 2009 wird wie folgt geändert: 
 
§ 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 

§ 16 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
3) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Barntrup, die 
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, werden voll-
zogen im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und sei-
ner Städte und Gemeinden. Gleichzeitig ist im Internet 
(www.barntrup.de)  und im Aushangkasten am Dienstge-
bäude auf die Veröffentlichung im Kreisblatt hinzuweisen.  
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese 1. Satzung vom 21. März 2013 zur Änderung der 
Hauptsatzung der Stadt Barntrup vom 12. November 2009 
tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung im 
Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden - in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 1. Satzung vom 21. März 2013 zur Ände-
rung der Hauptsatzung der Stadt Barntrup vom 
12. November 2009 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO) vom 14.07.1994 
(GV. NW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung 
wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 Satz 1 GO 
eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht 
worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

(Ratsbeschluss) vorher beanstandet 
oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Barntrup vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Barntrup, den 21. März 2013 
 
 
Dahle 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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Stadt Detmold 
 
118 Versteigerung von Fundsachen 
 
Die gefundenen und vom Eigentümer nicht abgeholten 
Fundsachen werden 
 

am Samstag, 20.04.2013 
ab 09.00 Uhr 

 
in der Bürgerberatung der Stadt Detmold, Grabenstr. 1 
meistbietend öffentlich versteigert. 
 
Im Anschluss findet im Innenhof die Versteigerung der 
Fundfahrräder statt. 
 
Die Fundsachen wurden mehr als 6 Monate im Fundbüro 
aufbewahrt. Die Finder werden hiermit aufgefordert -soweit 
noch nicht geschehen- bis zum 12.04.2013 ihre Rechte aus 
Fundmeldungen geltend zu machen. 
 
STADT DETMOLD 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
119 Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes 

23-06I „Balbrede I“, Aufstellung; Ortsteil: 
Jerxen-Orbke, Nienhagen; Plangebiet nordöst-
lich der Lageschen Straße, südwestlich des 
Oetternbachs und westlich des Grundstücks 
Lagesche Straße 241 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 27.02.2013 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes  
 
23-06I „Balbrede I“, Aufstellung 
Ortsteil: Jerxen-Orbke, Nienhagen 
Plangebiet nordöstlich der Lageschen Straße, 

südwestlich des Oetternbachs und 
westlich des Grundstücks Lage-
sche Straße 241 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Für die genaue Abgrenzung des betroffenen Gebietes ist 
die Grenzeintragung im Flurkartenauszug verbindlich. Die-
ser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich Stadtentwicklung der Stadt Detmold, Ferdi-
nand-Brune-Haus, Rosental 21, Hintergebäude, eingese-
hen werden. 
 
Detmold, 01.03.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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120 Satzung zur 20. Änderung der „Hauptsatzung 

der Stadt Detmold vom 05. Dezember 1995“ 
vom 14.03.2013 

 
Aufgrund § 7 Abs. 3 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW 1994, S 666 ff.), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.09.2012 
(GV NRW S. 436), hat der Rat der Stadt Detmold in seiner 
Sitzung am 07.03.2013 mit Mehrheit der gesetzlichen An-
zahl der Mitglieder des Rates die folgende  Satzung zur 
Änderung der Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 11(3) wird wie folgt neu gefasst: 
Rats- und Ausschussmitglieder, sowie Mitglieder der Beirä-
te gemäß § 11 (2) Satz 1 haben Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls, der ihnen durch die Mandatsausübung 
entsteht, soweit sie während der Arbeitszeit erforderlich ist. 
Der Anspruch besteht auch für maximal 8 Arbeitstage je 
Wahlperiode im Falle der Teilnahme an kommunalpoliti-
schen Bildungsveranstaltungen, die der Mandatsausübung 
förderlich sind. 
 
Der Anspruch wird wie folgt abgegolten: 
 
a) bis c) unverändert 
 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Perso-
nen, von denen mindestens eine ein Kind unter 14 Jahren 
oder eine anerkannt pflegebedürftige Person nach SGB XI 
ist, oder einen Haushalt mit mindestens 3 Personen führen 
und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbs-
tätig sind, erhalten für die Zeit der mandatsbedingten Ab-
wesenheit vom Haushalt mindestens den Regelstunden-
satz. Auf Antrag werden statt des Regelstundensatzes die 
notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt er-
setzt. 
 
e) bis i) unverändert 
 

§ 2 
 
Diese Änderung tritt rückwirkend am Tage des Inkrafttre-
tens des Gesetzes zur Stärkung des kommunalen Ehren-
amtes und zur Änderung weiterer kommunalverfassungs-
rechtlicher Vorschriften, also zum 29.09.2012, in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 14.03.2013 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
121 Verordnung über das Offenhalten von Ver-

kaufsstellen vom 14.03.2013 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung 
der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – 
LÖG NRW) vom 16. November 2006 (GV NRW S. 516) 
wird von der Stadt Detmold als örtlicher Ordnungsbehörde 
gem. dem Beschluss des Rates der Stadt Detmold vom 
07. März 2013 für das Gebiet der Stadt Detmold folgende 
ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
 
Am Sonntag, 07. April 2013 und am Sonntag, 
06. Oktober 2013 dürfen in der Zeit von 13.00 bis 
18.00 Uhr Verkaufsstellen in Detmold geöffnet sein in dem 
durch folgende Straßenzüge umgrenzten Bezirk einschließ-
lich beider  Seiten der Straßen Leopoldstraße – Behring-
straße – Wotanstraße – Paulinenstraße – Hornsche Straße 
jeweils bis zu den Kreuzungen und Einmündungen, an de-
nen die genannten Straßen aufeinander stoßen. 
 

§ 2 
 
Am Sonntag, 02. Juni 2013 und am Sonntag, 08. Septem-
ber 2013 dürfen in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr Ver-
kaufsstellen in Detmold in dem Straßenbezirk beidseitig der 
Straßenzüge Charles-Lindbergh-Ring, Anne-Frank-Straße 
und der Richthofenstraße (Hausnummern 9 bis 105) geöff-
net sein. 
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§ 3 

 
Am Sonntag, 07. Juli 2013 und am Sonntag, 
15. Dezember 2013 dürfen in der Zeit von 13.00 bis 
18.00 Uhr die Verkaufsstellen im gesamten Stadtgebiet 
geöffnet sein. 
 

§ 4 
 
Die Verordnung tritt einen Tag nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

f) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

g) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

h) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 14.03.2013 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
122 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung der Stadt Detmold für das 
Haushaltsjahr 2013 

 
1. Haushaltssatzung der Stadt Detmold für das Haus-
haltsjahr 2013  
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23.10.2012 (GV. NRW. S.474) hat der 
Rat der Stadt Detmold mit Beschluss vom 07.03.2013 fol-
gende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf 184.657.190 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 190.473.263 € 
 
im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf 176.221.933 € 

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf 178.683.256 € 

 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 31.437.584 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 39.017.584 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2013 erforderlich ist, wird auf 
 

13.926.211 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

20.299.992 € 
 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 



194 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
§ 4 

 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans im Haushaltsjahr 2013 wird auf 
 

5.816.073 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2013 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf 
 

40.000.000 € 
 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2013 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer: 
 
1.1 für die land- und forst- 
 wirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf  192 v.H.  
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf 495 v.H.  
 
2.  Gewerbesteuer: auf   430 v.H.  
 

§ 7 
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen sowie 

Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie mindestens 25.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000 € überschreiten, davon ausgenom-
men sind die internen Leistungsverrechnungen und bilan-
zielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die im Zusammenhang 
mit  
- dem Jahresabschluss oder  
- der Umsetzung des NKF oder  
- finanzneutralen Änderungen von Sachkonten aus fi-

nanzstatistischen Gründen oder 
- finanzneutralen Mittelumschichtungen zwischen den 

Organisationsbereichen  
- bei Strukturänderungen der Verwaltung oder 
- im Bereich der Personalwirtschaft oder 
- zum Ausgleich der stellvertretenden Budgetkürzun-

gen im FB 1 
bis zu einer Gesamtsumme von 900.000 EUR  

erforderlich werden.  
 
 

 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 150.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 50.000 € betragen. 
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen so-
wie Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
sowie Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis 
zu bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 €. 
 

§ 8 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß 
§ 21 Absatz 1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen 
innerhalb der einzelnen Organisationsbereiche mit Aus-
nahme 
 

- der Verfügungsmittel sowie 
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z. B. bi-

lanzielle Abschreibungen, interne Leistungsver-
rechnungen etc.) 

 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO (siehe 
auch „Verzeichnis der Produktsachkonten und Aufträge mit 
Deckungsvermerken“ [gelbe Seiten]) bestehen. Das Glei-
che gilt für Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlun-
gen/Auszahlungen innerhalb der kostenrechnenden Ein-
richtungen werden zu jeweils gesonderten Budgets ver-
bunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summe der Erträge und die 
Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung ver-
bindlich. 
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil des 
Finanzplanes gilt das „Verzeichnis der Produktsachkonten 
und Aufträge mit Deckungsvermerken“.  
 
Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb eines 
Produktbudgets werden gem. § 13 Absatz 2 GemHVO für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der im § 3 der Haus-
haltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen darf nicht überschritten werden. 
 

§ 9 
 

Ausweis von Investitionen in Teilfinanzplänen 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach 
§ 4 Absatz 4 GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtaus-
gabebedarf von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 
250.000 € festgesetzt.  
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§ 10 

 
Stellenplan 

 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: Die Stelle entfällt beim Ausscheiden des 

Stelleninhabers. 
ku.-Vermerk: Die Stelle ist nach Ausscheiden des Stel-

leninhabers umzuwandeln 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit 
Schreiben vom 08.03.2013 angezeigt worden. Das Anzei-
geverfahren wurde mit Verfügung des Kreises Lippe vom 
20.03.2013 abgeschlossen. 
 
Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erforderliche Genehmi-
gung der Verringerung der Allgemeinen Rücklage ist vom 
Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Verfügung vom 20.03.2013 
erteilt worden. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 25.03.2013 bei der Stadt Detmold, Pauli-
nenstr. 45, III. OG, Zimmer 3.05, 32756 Detmold öffentlich 
aus und wird dort bis zum Ende der Auslegung des Jah-
resabschlusses 2013 zur Einsichtnahme bereitgehalten 
und ist unter der Adresse www.detmold.de im Internet ver-
fügbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige 

fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
nachrichtlich: 
 
Gemäß einem Runderlass des Innenministeriums vom 
17.12.2012 sollen die in § 1 der Haushaltssatzung gemäß 
§ 78 Abs. 2 Nr. 1 b) Gemeindeordnung NRW ausgewiese-
nen Gesamtbeträge der Ein- und Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit zukünf-
tig einzeln ausgewiesen werden. Für die Haushaltssatzung 
2013 stellen sich die einzelnen Beträge wie folgt dar: 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit auf  6.894.655 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit auf  25.428.336 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit auf  24.542.929 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit auf  13.589.248 € 
 
Detmold, 21.03.2013 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
123 26. Änderung des Bebauungsplan Nr. 03/05 

der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung gemäß 
§ 13a BauGB; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Aufstel-

lungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
28.02.2013 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, zu ändern (26. Änderung). 
 
Die 25. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Orts-
kern Bösingfeld“, wird als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung nach den Vorschriften des § 13a BauGB aufge-
stellt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 25. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld, für das Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, geht aus der 
als Anlage beigefügten kartografischen Abbildung hervor, 
die Bestandteil der öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Zielsetzung der 26. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, ist die Korrektur „überholter 
Festsetzungen“ aus dem Ursprungsbebauungsplan und die 
Anpassung an die Bestandsbebauung im räumlichen Um-
griff des Rathausplatzes. 
 
Mit der Änderung des in Rede stehenden Bebauungspla-
nes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Umnutzung des  „Rathauses eins“ für private Zwecke 
und des Rathauses zwei“ zum „Bürgerhaus Extertal“ ge-
schaffen werden. 
 
Der Beschluss über die 26. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für 
das Gebiet „Ortskern Bösingfeld“ wird hiermit gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
Az.: FG II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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124 26. Änderung des Bebauungsplan Nr. 03/05 

der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung gemäß 
§ 13a BauGB; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung der Durchfüh-

rung des Verfahrens der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2  BauGB 

 
Ratsbeschluss: 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
28.02.2013 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, zu ändern (26. Änderung). 
 
Bebauungsplan der Innenentwicklung: 
 
Die 26. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Orts-
kern Bösingfeld“, wird als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung nach den Vorschriften des § 13a BauGB aufge-
stellt: 
 
Mit dem Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben 
für die Innenentwicklung der Städte vom 21.12.2006 wurde 
der § 13 a „Bebauungspläne der Innenentwicklung“ neu in 
das Baugesetzbuch aufgenommen. Danach können die 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung 
oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung unter be-
stimmten Voraussetzungen im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt werden. Hiermit soll den Gemeinden entspre-
chend den aktuellen Herausforderungen ein Instrument zur 
zügigen Schaffung von (zusätzlichen) Baurechten im be-
stehenden Siedlungsbereich an die Hand gegeben werden. 
Gemäß § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB darf ein Bebauungsplan 
im beschleunigten Verfahren bei einer zulässigen Grund-
fläche von weniger als 20.000 Quadratmetern als Maß-
nahme der Innenentwicklung aufgestellt bzw. geändert 
werden. Eine naturschutzrechtliche Ausgleichspflicht be-
steht gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht. 
 
Gemäß  § 13 a (2) Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan 
auch geändert  werden, bevor der Flächennutzungsplan 
geändert oder ergänzt ist und die geordnete städtebauliche 
Entwicklung nicht beeinträchtigt wird. Der Flächennut-
zungsplan der Gemeinde Extertal wird folglich im Wege der 
Berichtigung angepasst. 
 
Da es sich bei der vorliegenden Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 03/05 der der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld, für das Gebiet „Ortskern Bösingfeld“  um einen 
Bebauungsplan der Innenentwicklung BauGB handelt, wird 
von der Unterrichtung und Erörterung nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB (frühzeitige Öffentlichkeitsbeteili-
gung) abgesehen. 
 
Räumlicher Geltungsbereich: 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 26. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld, für das Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, geht aus der 
als Anlage beigefügten kartografischen Abbildung hervor, 
die Bestandteil der öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
 

 
Zielsetzung der 26. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“: 
 
Auf der Grundlage erster Planungsüberlegungen und kon-
kreter Gespräche mit Investoren soll das Rathaus eins ver-
kauft umgebaut werden. Das Rathaus zwei soll zum „Bür-
gerhaus Extertal“ umgebaut werden.  
 
Die Gemeinde Extertal will an dieser städtebaulich hoch-
sensiblen und zugleich reizvollen Stelle inhaltlich wie städ-
tebaulich-architektonisch neue Maßstäbe und Qualitäten 
setzen.  
 
Dies erfordert eine Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, datiert in seinem Ursprungs-
plan aus dem Jahre 1980, dessen erste Planungsentwürfe 
bis etwa in das Jahr 1975 zurückgehen. Der Bebauungs-
plan Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, wur-
de im Zusammenhang der Vorbereitung und Durchführung 
von städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen aufgestellt 
und in Kraft gesetzt. Die damaligen Prämissen von städte-
baulichen Sanierungsmaßnahmen verfolgten das Ziel eines 
flächenhaften oder punktuellen Abrisses von Gebäuden 
und den Ersatz durch neue Gebäude. Erst am Anfang der 
80er Jahre hat sich bei der Durchführung von städtebauli-
chen Sanierungsmaßnahmen ein Prämissenwechsel 
durchgesetzt. 
 
Ausfluss der ursprünglichen Planungen war es, den Orts-
kern von Bösingfeld neu zu beplanen. Das Rathaus eins 
und das Rathaus zwei wurden nicht als überbaubare 
Grundstücksflächen festgesetzt, die Fläche des Rathaus-
platzes ist nicht als „öffentliche Verkehrsfläche“, sondern 
als „überbaubare Grundstücksfläche“ festgesetzt. Die Nut-
zungen der in Rede stehenden Gebäude beruhten auf dem 
so genannten „qualifizierten Bestandsschutz“.  
 
Die zz. angedachten Nutzungsänderungen lassen sich oh-
ne eine – ohnehin notwendige – Änderung des Bebau-
ungsplanes nicht umsetzen.  
 
Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung: 
 
Der Entwurf der 26. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/05 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Ortskern Bösingfeld“, bestehend aus der Planfas-
sung und der der Planfassung beizufügenden Begründung, 
liegt in der Zeit vom  
 

02.04.2013 bis einschließlich 03.05.2013 
 

Im Rathaus drei der Gemeinde Extertal, Fachbereich 
„Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, Obergeschoss, 
Raum 13, zu folgenden Zeiten zu jedermanns Einsicht 
öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch 
07:30 – 12:30 Uhr und 13:30 – 16:00 Uhr 
Donnerstag 
07:30 – 12:30 Uhr und 13:30 – 17:00 Uhr 
Freitag 07:30 Uhr – 12:00 Uhr 
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Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der in Aufstellung befind-
lichen 26. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 03/05 der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld,  für das Gebiet „Orts-
kern Bösingfeld“, schriftlich oder zur Niederschrift vorgetra-
gen werden.  
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB („Ausle-
gung“) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
die Änderung des Bebauungsplanes unberücksichtigt blei-
ben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und 
nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Recht-
mäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan (eine Änderung eines Bebauungs-
planes) zum Gegenstand hat, ist unzulässig, soweit die den 
Antrag stellende Person Einwendungen geltend macht, die 
sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht 
macht hat, aber hätte geltend machen können, und wenn 
auf diese Rechtslage im Rahmen der Beteiligung hinge-
wiesen worden ist.“ 
 
Der Auslegungsort ist nicht barrierefrei zu erreichen. Auf 
Wunsch wird die Beteiligung aber auch in einem barriere-
frei zugänglichen Raum ermöglicht. Hierzu ist eine Kon-
taktaufnahme im Bürgerbüro, Erdgeschoss Rathaus drei, 
oder eine telefonische Terminabsprache unter der Telefon-
nummer 05262-402–215 möglich. 
 
gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
Az.: FG II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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125 Bebauungsplan Nr. 01/08 der Gemeinde Exter-

tal, OT Almena, für das Gebiet „Fütig“; 
 
 Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit ge-

mäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Ausschuss für Bauen. Planen und Gemeindeentwick-
lung der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
26..02.2013 den Beschluss gefasst, über den Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, OT 
Almena, für das Gebiet „Fütig“, das Verfahren der förmli-
chen Beteiligung der Öffentlichkeit durchzuführen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Fütig“, geht aus der kartografischen Abbildung hervor, 
die Bestandteil der öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 01/08, OT Alme-
na, für das Gebiet „Fütig“, verfolgt  folgende städtebauliche 
Ziele: 
 
- Schaffung eines „eingeschränkten Gewerbegebietes“ 
 
- Nutzungsmöglichkeiten für Gastronomie, Fahrschule 

und Brennholzlagehalle mit Verkauf 
 
Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 1,0 ha 
 
Es soll gemäß § 8  BauNVO ein „eingeschränktes Gewer-
begebiet“ festgesetzt werden. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 01/08 der Gemein-
de Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Fütig“, bestehend 
aus der Planfassung und der der Planfassung beizufügen-
den Begründung und dem Umweltbericht liegen in der Zeit 
vom  
 

02.04.2013 bis einschließlich 03.05.2013 
 
im Rathaus drei der Gemeinde Extertal, Fachbereich 
„Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 32699 Extertal, 
2. Obergeschoss, Raum 13, zu folgenden Zeiten zu je-
dermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch 07:30 Uhr – 12:30 Uhr 
 und 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr 
Donnerstag 07:30 Uhr – 12:30 Uhr 
 und 13:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
Freitag    07:30 Uhr – 12:30 Uhr 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird der Entwurf des Bebau-
ungsplanes Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, OT Almena, 
für das Gebiet „Fütig“, bestehend aus der Plankarte, der 
Begründung und dem Umweltbericht mit den nach Ein-
schätzung der Gemeinde wesentlichen bereits bestehen-
den vorliegenden umweltbezogenen Informationen ausge-
legt. 
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind ver-
fügbar: 
 

- Umweltbericht zum Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für 
das Gebiet „Fütig“; 
 
 
 

 
- Stellungnahmen der Behörden im Zusammenhang 

der frühzeitigen Beteiligung gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB im Zusammenhang der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 01/08 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Fü-
tig“; 

 
- Schallprognosen 

 
- Entwurf der Neuaufstellung des Flächennutzungs-

planes für die Gemeinde Extertal, Stand frühzeiti-
ge Beteiligung der Öffentlichkeit 
(§ 3 Abs. 1 BauGB) und frühzeitige Beteiligung 
der Behörden (§ 4 Abs. 1 BauGB); 

 

- Landschaftsplan Nr. 05 des Kreises Lippe „Ge-
meinde Extertal“; 

 

Während der o.g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 01/08 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Fütig“, schriftlich abgegeben oder zu Niederschrift 
vorgetragen werden. 
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Ausle-
gung) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, ist unzulässig, 
soweit die den Antrag stellende Person Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf die-
se Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hingewiesen 
worden ist. 
 
Der Auslegungsort ist nicht barrierefrei zu erreichen. Auf 
Wunsch wird die Beteiligung aber auch in einem barriere-
frei zugänglichen Raum ermöglicht. Hierzu ist eine Kon-
taktaufnahme im Bürgerbüro, Erd-geschoss Rathaus drei, 
oder eine telefonische Terminabsprache unter der Telefon-
nummer 05262-402–215 möglich. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister  
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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126 Bebauungsplan Nr. 01/00 der Gemeinde Exter-

tal, OT Almena, für das Gebiet „Bükerfeld“; 
 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Almena am 04. Januar 1959 den Aufstellungs-
beschluss sowie am 21. Februar 1959 (?) den Satzungs-
beschluss über den Bebauungsplan Nr. 01/00 der Gemein-
de Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Bükerfeld“ gefasst. 
Eine Genehmigung der Bezirksregierung Detmold liegt 
nicht vor. Eine Inkraftsetzung des Bebauungsplanes ist 
nicht erfolgt. Vielmehr wurde der räumliche Geltungsbe-
reich in der Verwaltungspraxis dem Innenbereich gemäß 
§ 34 BauGB zugeordnet. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss gefasst, das Aufstellungsverfahren aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt. 
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 01/00 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Bükerfeld“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 01/00 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Bükerfeld“, geht aus der beigefügten kartografischen 
Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Be-
kanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 01/00 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Bükerfeld“, 
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1/ Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



204 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 205 
 

 

 
127 Bebauungsplan Nr. 01/01 der Gemeinde Exter-

tal, OT Almena, für das Gebiet „Auf dem Hau-
se“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Extertal am 10. Juli 1969 den Aufstellungsbe-
schluss über den Bebauungsplan Nr. 01/01 der Gemeinde 
Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Auf dem Hause“, ge-
fasst. Die Offenlegung des Bebauungsplanes fand in der 
Zeit vom 15. September 1969 bis zum 15. Oktober 1969 
statt. Eine Weiterführung des Verfahrens ist nicht nach-
weisbar.  Eine Genehmigung der Bezirksregierung Detmold 
liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des Bebauungsplanes 
ist nicht erfolgt. Vielmehr wurde der räumliche Geltungsbe-
reich in der Verwaltungspraxis dem Innenbereich gemäß 
§ 34 BauGB zugeordnet. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt. 
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 01/01 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Auf dem Hause“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 01/01 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Auf dem Hause“, geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 01/01 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet  „Auf dem 
Hause“, wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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128 Bebauungsplan Nr. 01/02 der Gemeinde Exter-

tal, OT Almena, für das Gebiet „Schweine-
land“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Almena um das Jahr 1953  und um das Jahr 
1965 den Bebauungsplan Nr. 01/02 der Gemeinde Extertal, 
OT Almena, für das Gebiet „Schweineland“, aufgestellt. Die 
Rechtsqualität des Bebauungsplanes ist ungeklärt. Viel-
mehr wurde der räumliche Geltungsbereich in der Verwal-
tungspraxis dem Innenbereich gemäß § 34 BauGB zuge-
ordnet. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt. 
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 01/02 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Schweineland“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 01/02 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Schweineland“, geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 01/02 der Ge-
meinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Schweine-
land“, wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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129 Bebauungsplan Nr. 07/04 der Gemeinde Exter-

tal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Zum Frei-
bad“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal haben der beauf-
tragte Bürgermeister und der beauftragte Gemeindedirektor 
am 18. März 1969 die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 07/04 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das 
Gebiet „Am Freibad“, beschlossen.  Der Rat der Gemeinde 
Extertal hat in seiner Sitzung am 22. April 1975 den Auf-
stellungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 07/04 der 
Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Am Frei-
bad“, gefasst. Aufgrund entgegenstehender Stellungnah-
men in den Verfahren der Beteiligung der Behörden hat der 
Rat der Gemeinde Extertal in seiner Sitzung am 
28. März 1991 den Aufstellungsbeschluss über den Be-
bauungsplan aufgehoben. Der Beschluss über die Aufhe-
bung des Bebauungsplanes wurde am 10. April 1991 im 
Kreisblatt ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. Eine Ge-
nehmigung der Bezirksregierung Detmold liegt nicht vor. 
Eine Inkraftsetzung des Bebauungsplanes ist nicht erfolgt. 
Vielmehr wurde der räumliche Geltungsbereich in der Ver-
waltungspraxis dem Innenbereich gemäß § 34 BauGB bzw. 
dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB zugeordnet. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 07/04 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das 
Gebiet „Zum Freibad“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 07/04 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das 
Gebiet „Zum Freibad“ geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 07/04 der Ge-
meinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet  „Zum Frei-
bad“,  wird hiermit gemäß   § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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130 Bebauungsplan Nr. 06/01 der Gemeinde Exter-

tal, OT Kükenbruch, für das Gebiet „Küken-
bruch“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal liegt für den Be-
bauungsplan Nr. 06/01 der Gemeinde Extertal, OT Küken-
bruch, für das Gebiet „Kükenbruch“ der Entwurf eines Be-
bauungsplanes vor.  Ein förmliches Verfahren für den Be-
bauungsplan kann nicht nachvollzogen werden. Es wird 
eingeschätzt, dass ein Aufstellungsbeschluss zum Anfang 
der 70er Jahre gefasst sein muss, da in der Legende Be-
zug auf die Bauordnung für das Land NRW aus dem Jahre 
1970 genommen wird. Eine Genehmigung der Bezirksre-
gierung Detmold liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des 
Bebauungsplanes ist nicht erfolgt. Vielmehr wurde der 
räumliche Geltungsbereich in der Verwaltungspraxis zum 
Teil dem Innenbereich gemäß § 34 BauGB, seit 1979 auf 
der Grundlage einer Satzung, bzw. zum Teil dem Außen-
bereich gemäß § 35 BauGB zugeordnet. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 06/01 der Gemeinde Extertal, OT Kükenbruch, für das 
Gebiet „Kükenbruch“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 06/01 der Gemeinde Extertal, OT Kükenbruch, für das 
Gebiet „Kükenbruch“ geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 06/01 der Ge-
meinde Extertal, OT Kükenbruch, für das Gebiet  „Küken-
bruch“,  wird hiermit gemäß   § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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131 Bebauungsplan Nr. 06/02 der Gemeinde Exter-

tal, OT Kükenbruch, für das Gebiet „Küken-
bruch-Nord“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Kükenbruch am 20. April 1966 den Aufstel-
lungsbeschluss sowie am 31. August 1967 den Satzungs-
beschluss über den Bebauungsplan Nr. 06/02 der Gemein-
de Extertal, OT Kükenbruch, für das Gebiet „Kükenbruch-
Nord“ gefasst.  Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner 
Sitzung am 18. März 1969 den Satzungsbeschluss  des 
Rates der Gemeinde Kükenbruch bestätigt. Eine Genehmi-
gung der Bezirksregierung Detmold liegt nicht vor. Eine In-
kraftsetzung des Bebauungsplanes ist nicht erfolgt. Viel-
mehr wurde der räumliche Geltungsbereich in der Verwal-
tungspraxis dem Innenbereich zum Teil gemäß 
§ 34 BauGB zugeordnet, seit 1979 auf der Grundlage einer 
Satzung. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 06/02 der Gemeinde Extertal, OT Kükenbruch, für das 
Gebiet „Kükenbruch-Nord“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 06/02 der Gemeinde Extertal, OT Kükenbruch, für das 
Gebiet „Kükenbruch-Nord“ geht aus der beigefügten karto-
grafischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentli-
chen Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 06/02 der Ge-
meinde Extertal, OT Kükenbruch, für das Gebiet „Küken-
bruch-Nord“,  wird hiermit gemäß   § 2 Abs. 1 BauGB öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03. 2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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132 Bebauungsplan Nr. 12/04 der Gemeinde Exter-

tal, OT Silixen, für das Gebiet „Schröders Feld-
Katerweg“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal hat der Rat der 
Gemeinde Silixen am 21. Oktober 1965 den Aufstellungs-
beschluss und am 26. Juli 1966 den Satzungsbeschluss 
über den Bebauungsplan Nr. 12/04 der Gemeinde Extertal, 
OT Silixen, für das Gebiet „Schröders Feld - Katerweg“ ge-
fasst. Eine Genehmigung der Bezirksregierung Detmold 
liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des Bebauungsplanes 
ist nicht erfolgt. Vielmehr wurde der räumliche Geltungsbe-
reich in der Verwaltungspraxis dem Innenbereich gemäß 
§ 34 BauGB zugeordnet. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 12/04 der Gemeinde Extertal, OT Silixen, für das Ge-
biet „Schröders Feld - Katerweg“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
12/04 der Gemeinde Extertal, OT Silixen, für das Gebiet 
„Schröders Feld - Katerweg“ geht aus der beigefügten kar-
tografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentli-
chen Bekanntmachung ist. 
 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 12/04 der Ge-
meinde Extertal, OT Silixen, für das Gebiet „Schröders Feld 
- Katerweg“,  wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03. 2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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133 Bebauungsplan Nr. 12/07 der Gemeinde Exter-

tal, OT Silixen, für das Gebiet „Ortsmitte Si-
lixen“; 

 
 Öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 

über die Aufhebung des Planaufstellungsver-
fahrens 

 
Nach Aktenlage der Gemeinde Extertal ist von der Ge-
meinde Silixen um das Jahr 1968 ein Planaufstellungsver-
fahren für den Bebauungsplan Nr. 12/07 der Gemeinde Ex-
tertal, OT Silixen, für das Gebiet „Ortsmitte Silixen“ einge-
leitet worden, insbesondere liegt hierfür ein städtebaulicher 
Entwurf vor.  Der Rat der Gemeinde Silixen hat am 
30. Dezember 1968 beschlossen, über den Bebauungsplan 
das Verfahren der öffentlichen Auslegung durchzuführen. 
Dieses Verfahren wurde dann bereits von der Verwaltung 
der ab dem 1. Januar 1968 bestehenden Gemeinde Exter-
tal durchgeführt. Ein weiteres Planverfahren ist nicht nach-
zuvollziehen. Eine Genehmigung der Bezirksregierung 
Detmold liegt nicht vor. Eine Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes ist nicht erfolgt. Für die bebauten Grundstücks-
flächen werden die Form- und Verfahrensvorschriften des   
§ 34 BauGB angewendet. Weite Flächen, die der Bebau-
ungsplan Nr. 12/07 der Gemeinde Extertal, OT Silixen, für 
das Gebiet „Ortsmitte Silixen“ einer Bebauung zugänglich 
machen wollte, sind bis heute unbebaut und als innerörtli-
che Grünfläche einzuordnen. 
 
Für den genannten Bebauungsplan ist zwar der Aufstel-
lungsbeschluss  gefasst, das Aufstellungsverfahren ist aber 
irgendwo auf der Arbeitsache zwischen den (frühzeitigen) 
Beteiligungsverfahren und der Inkraftsetzung des Bebau-
ungsplanes stehengeblieben ist. Es wird in der Rechtslite-
ratur dringend angeraten zwecks Klarstellung diese Be-
schlüsse aufzuheben, wenn sich ein aktueller Bedarf ergibt.  
Diese dauerhaft in Aufstellung befindlichen Bebauungsplä-
ne können vom Rat ohne die Durchführung eines weiteren 
Verfahrens aufgehoben werden. Dieser Beschluss ist zu 
seiner Rechtswirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat daher in seiner Sitzung 
am 28. Februar 2013 den Beschluss über die Aufhebung 
des Planaufstellungsverfahrens über den Bebauungsplan 
Nr. 12/07 der Gemeinde Extertal, OT Silixen, für das Ge-
biet „Ortsmitte-Silixen“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 12/07 der Gemeinde Extertal, OT Silixen, für das Ge-
biet „Ortsmitte-Silixen“ geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Beschluss über die Aufhebung des Planaufstellungs-
verfahrens über den Bebauungsplan Nr. 12/07 der Ge-
meinde Extertal, OT Silixen, für das Gebiet  „Ortsmitte-
Silixen“,  wird hiermit gemäß   § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 
 
 
Extertal, 04.03.2013 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
134 Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad Mein-

berg für das Haushaltsjahr 2013 vom 
14.03.2013 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666-
SGV.NW.2023), in der zurzeit gültigen Fassung, hat der 
Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg mit Beschluss vom 
07.02.2012 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entsprechenden Aufwendungen 
sowie die eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Ausgaben und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf  30.103.493 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 33.351.265 € 
 
im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf    27.976.186 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf    30.194.753 € 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
und Finanzierungstätigkeit auf   5.310.412 € 
 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
und Finanzierungstätigkeit auf   5.629.050 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden in Höhe von 1.556.417 € 
veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 3.330.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Verringerung der Allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 3.247.772 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
7.500.000 € festgesetzt. 
 
 
 
 

 
§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind durch be-
sondere Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2013 wie 
folgt festgesetzt worden: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grund-

steuer A) auf   227 v.H. 
 
1.2 für die Grundstücke 

(Grundsteuer B) auf  433 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer 
 

 auf   418 v.H. 
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen im Sinne des § 83 GO NRW oder Verpflichtungs-
ermächtigungen im Sinne des § 85 GO NRW sind als er-
heblich anzusehen, wenn sie 
 
a) bei Aufwendungen/Auszahlungen oder Verpflich-

tungsermächtigungen, die auf gesetzlicher oder 
vertraglicher Grundlage beruhen, im Einzelfall 
mehr als 50.000,00 Euro betragen, 

 
b) bei allen übrigen Aufwendungen/Auszahlungen 

oder Verpflichtungsermächtigungen im Einzelfall 
mehr als 10.000,00 Euro betragen. 

 
Ausgenommen von diesen Regelungen sind die internen 
Leistungsverrechnungen sowie bilanzielle Abschreibungen 
im Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Als geringfügige über- und außerplanmäßige Aufwendun-
gen/Auszahlungen im Sinne des § 83 GO NRW, die dem 
Rat nicht zur Kenntnis zu bringen sind, gelten Aufwendun-
gen/Auszahlungen, wenn der Überschreitungsbetrag bei 
einem Produktsachkonto nicht mehr als 2.500,00 Euro be-
trägt. 
 

§ 8 
 
Wertgrenzen für Investitionen 
 
Die Wertgrenzen für einzeln auszuweisende Investitions-
maßnahmen werden wie folgt festgesetzt: 
 
B Bauauftrag 100.000 € 
F Fahrzeugerwerb   15.000 € 
G Grundstückserwerb   50.000 € 
I Investition   50.000 € 
S Straßenbau 100.000 € 
W wertverbessernde Investition   50.000 € 
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§ 9 

 
Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk: 
 
kw-Vermerk: Die Stelle fällt nach dem 

Ausscheiden des Stellen-
inhabers fort. 

ku-Vermerk: Die Stelle ist nach dem 
Ausscheiden des Stellen-
inhabers umzuwandeln. 

 
Beamte können mit Rückwirkung von höchstens drei Mo-
naten in eine höhere Planstelle eingewiesen werden. 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2013 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde in Detmold mit Bericht vom 
11.02.2013 angezeigt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 25.03.2013 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2013 
im Rathaus im Stadtteil Horn, Zimmer 12, während der all-
gemeinen Öffnungszeiten (montags, dienstags, donners-
tags und freitags 8.30 bis 12.00 Uhr, mittwochs 7.30 bis 
12.30 Uhr, donnerstags 14.00 bis 17.30 Uhr) öffentlich aus. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-den 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 14.03.2013 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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Stadt Lage 
 
135 Aufstellung des Bebauungsplanes G 34 „Hey-

sundern“ der Stadt Lage im Ortsteil Billingha-
usen im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13 a BauGB 

 
a) Aufstellungsbeschluss 
b) Durchführung der frühzeitigen Beteiligung 

der Öffentlichkeit 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
a) Aufstellungsbeschluss 
 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
20.09.2012 gemäß § 2 Abs. 1 und Abs. 4 BauGB die Auf-
stellung des o.g. Bebauungsplans beschlossen. Der räum-
liche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan im Maß-
stab 1:5000 mit einer schwarz unterbrochenen Linie einge-
grenzt. Für die genaue Umgrenzung ist die Grenzeintra-
gung im ausliegenden Plan maßgeblich. 
 
Der Bebauungsplan G 34 „Heysundern“ soll gem. 
§ 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden. 
 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner o. g. Sitzung darüber 
hinaus beschlossen, dass eine frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit erfolgen soll. 
 
b) Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit 
 
Gemäß § 3 Abs.1 BauGB wird hiermit bekannt gemacht, 
dass der Vorentwurf zu o.g. Bebauungsplan mit Erläute-
rungen zum Planungskonzept in der Zeit vom   
 

3. April bis einschließlich 2. Mai 2013 
 
während der Dienststunden im Fachteam Planen der Stadt 
Lage, Rathaus III, 32791 Lage, Lange Straße 67, 2. Ober-
geschoss, Zimmer 204, zur Einsichtnahme bereit liegt. 
 
Während der o.a. Frist hat gemäß § 3 Abs.1 BauGB jeder 
die Möglichkeit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwe-
cke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Bebau-
ungsplanaufstellung zu informieren. Stellungnahmen zu 
dem Entwurf können schriftlich eingereicht oder mündlich 
zur Niederschrift bei der vorgenannten Auslegungsstelle 
vorgebracht werden.  
 
Lage, 6. März 2013  
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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Bezirksregierung Detmold 
 
136 Beschleunigte Zusammenlegung Lippeaue-

Marienloh 
 Ausführungsanordnung (Az.: 33-29006-H.O.64) 
 
In der beschleunigten Zusammenlegung Lippeaue - Mari-
enloh, Az. 33 - 29006, wird hiermit die Ausführung des Zu-
sammenlegungsplanes nach § 61 Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) in der Fassung vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), angeordnet. 
 
1.  Mit dem 02. April 2013 tritt der im Zusammenle-

gungsplan vorgesehene neue Rechtszustand an die 
Stelle des bisherigen (§ 61 Satz 2 FlurbG). 

 
2.  Mit dem genannten Zeitpunkt tritt die Landabfindung 

hinsichtlich der Rechte an den alten Grundstücken 
und der diese Grundstücke betreffenden Rechtsver-
hältnisse, die nicht aufgehoben werden, an die Stelle 
der alten Grundstücke. Soweit örtlich gebundene öf-
fentliche Lasten auf den alten Grundstücken ruhen, 
gehen diese auf die in deren örtlicher Lage ausgewie-
senen neuen Grundstücke über (§ 68 Abs. 1 FlurbG). 

 
3.  Der Übergang von Besitz, Verwaltung und Nutzung 

an den dem Zusammenlegungsplan unterliegenden 
Grundstücken erfolgt spätestens mit dem Zeitpunkt 
des neuen Rechts-zustandes, also mit dem unter 
Nr. 1 dieser Ausführungsanordnung festgesetzten 
Zeitpunkt. 

 
G r ü n d e  
 
Der Erlass der Ausführungsanordnung ist zulässig und 
sachlich gerechtfertigt, weil Klagen gegen den Zusammen-
legungsplan nicht erhoben wurden und somit der Zusam-
menlegungsplan für die Beteiligten unanfechtbar geworden 
ist. 
 
Es ist daher notwendig, durch die Ausführungsanordnung 
den im Zusammenlegungsplan vorgesehenen neuen 
Rechtszustand herbeizuführen und dadurch den Teilneh-
mern das Eigentum an ihren neuen Grundstücken zu ver-
schaffen, so dass sie über ihre neuen Grundstücke verfü-
gen können (z.B. Bebauung, Belastung, Veräußerung). 
 
Es liegt aber nicht nur im Interesse der einzelnen Beteilig-
ten, sondern auch im öffentlichen Interesse, dass der im 
Zusammenlegungsplan vorgesehene neue Rechtszustand 
durch die Ausführungsanordnung herbeigeführt wird. Ein 
längerer Aufschub würde zu einer nicht vertretbaren 
Rechtsunsicherheit und somit zu erheblichen Nachteilen für 
die Teilnehmergemeinschaft und die Allgemeinheit führen. 
Überdies würde die Abwicklung des gesamten Verfahrens 
in einem nicht vertretbaren Maße verzögert. 
 
Nachteilige Folgen hinsichtlich der Eigentums-, Besitz- und 
Bewirtschaftungsverhältnisse würden sich aus einer auf-
schiebenden Wirkung der gegen diese Ausführungsanord-
nung eingelegten Rechtsmittel ergeben, weil dadurch nicht 
nur die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand in 
Frage gestellt, sondern auch der Eintritt der rechtlichen 
Wirkungen des Zusammenlegungsplanes erfahrungsge-
mäß für einen längeren Zeitraum verzögert würde. 
 

 
Da somit das öffentliche Interesse und das überwiegende 
Interesse der Beteiligten an dem baldigen Eintritt der recht-
lichen Wirkungen des Zusammenlegungsplanes gegeben 
ist, ist zur Herbeiführung der genannten Vorteile und zur 
Vermeidung erheblicher Nachteile die sofortige Vollziehung 
der Ausführungsanordnung mit der Folge anzuordnen, 
dass hiergegen eingelegte Rechtsmittel keine aufschie-
bende Wirkung haben. 
 
A n o r d n u n g  d e r  s o f o r t i g e n  V o l l z i e h u n g  
 
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) in der Fassung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.07.2012 
(BGBl. I S. 1577), wird hiermit im öffentlichen Interesse und 
im überwiegenden Interesse der Beteiligten die sofortige 
Vollziehung der Ausführungsanordnung auch für den Fall 
angeordnet, dass Klage erhoben wird, so dass Rechtsmit-
tel keine aufschiebende Wirkung haben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen die Ausführungsanordnung kann Klage bei dem 
 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen (OVG NRW) 
9a Senat – Flurbereinigungsgericht – 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 
 
erhoben werden. 
 
Sie ist gegen das Land Nordrhein-Westfalen zu richten und 
muss innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Be-
schlusses bei dem Gericht eingegangen sein. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein-Westfalen- ERVVO VG/FG vom 07.11.2012 
(GV.NRW. S. 548) eingereicht werden. 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann ge-
mäß § 80 Abs. 5 VwGO die Wiederherstellung der auf-
schiebenden Wirkung der Klage beantragt werden. Der An-
trag ist beim  
 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen (OVG NRW) 
9a Senat – Flurbereinigungsgericht – 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 
 
zu stellen. 
 
Im Auftrag 
 
gez. Plümer 
(Regierungsvermessungsrat) 
 
 
Bezirksregierung Detmold 
Leopoldstraße 15 
32756 Detmold 
Tel.-Nr.:   05231 / 713308 
 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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Wasserbeschaffungsverband Lan-
genholzhausen 
 
137 Änderung der Satzung des Wasserbeschaf-

fungsverbandes Langenholzhausen 
 
Der Wasserbeschaffungsverband Langenholzhausen hat in 
der Sitzung der Verbandsversammlung am 20.03.2012 die 
Änderung des § 32 der Satzung des Wasserbeschaffungs-
verbandes Langenholzhausen beschlossen. Der Verband 
bedarf künftig der Zustimmung der Aufsichtsbehörde u. a. 
zur Aufnahme von Darlehen, die über 50.000,- € hinausge-
hen. 
 

Genehmigung 
 
Hiermit genehmige ich gem. § 58 Abs. 2 des Gesetzes 
über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz 
– WVG) vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405) die vorstehende 
Änderung der Satzung des Wasserbeschaffungsverbandes 
Langenholzhausen. 
 
Detmold, 12.03.2013 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
Im Auftrag 
 
Drexhage 
 

Bekanntmachung 
 
Die vorstehende Änderung der Satzung des Wasserbe-
schaffungsverbandes Langenholzhausen und meine Ge-
nehmigung vom 28.10.2012 werden hiermit gemäß 
§§ 58 Abs. 2 und 67 WVG i. V. m. § 13 des Gesetzes zur 
Ausführung des Wasserverbandsgesetzes im Land Nord-
rhein-Westfalen (NRW AG WVG) vom 07.03.1995 
(GV. NRW. S. 248 / SGV. NRW. 230) öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Detmold, 12.03.2013 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Drexhage 

Kr.Bl. Lippe 25.03.2013 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,82 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


